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Liebe Pensionistinnen und Pensionisten! 

Die vergangenen Wochen haben einmal mehr gezeigt, dass Fragen rund um Pensio-
nen, Gesundheit und soziale Sicherheit zunehmend im Mittelpunkt der politischen Dis-
kussion stehen. Viele Entscheidungen, die derzeit vorbereitet oder bereits angekündigt 
wurden, betreffen unmittelbar die Lebensrealität älterer Menschen. 

Im Zuge des Doppelbudgets 2027/2028 werden Pensionistinnen und Pensionisten er-
neut einen wesentlichen Beitrag zur Budgetsanierung leisten müssen. Die geplanten 
Pensionsanpassungen für 2027 und 2028 liegen für viele Pensionen unter der erwar-
teten Inflation. Gleichzeitig sorgen steigende Wohn-, Energie- und Pflegekosten wei-
terhin für große Herausforderungen im Alltag vieler älterer Menschen. 

Auch die aktuellen Diskussionen rund um den sogenannten „Patientenstreit“ zwischen 
Wien, Niederösterreich und dem Burgenland zeigen deutlich, wie wichtig eine verläss-
liche Gesundheitsversorgung und eine funktionierende Zusammenarbeit der Bundes-
länder sind. Gerade ältere Menschen sind auf eine sichere medizinische Versorgung 
ohne politische Konflikte angewiesen. 

Mit großer Aufmerksamkeit verfolgen wir außerdem die angekündigten Reformüberle-
gungen zur zweiten Säule unseres Pensionssystems. Betriebliche und ergänzende 
Pensionsmodelle gewinnen zunehmend an Bedeutung. Umso wichtiger ist es, dass 
dabei Fairness, Sicherheit und langfristige Verlässlichkeit im Mittelpunkt stehen. 

Diskussionswürdig erscheint auch die Nominierung des ehemaligen NEOS-Abgeord-
neten Gerald Loacker für den Europäischen Rechnungshof. Gerade seine vielfach 
sehr kritischen Aussagen über das österreichische Pensionssystem und Pensionis-
tinnen und Pensionisten werden von vielen Betroffenen aufmerksam beobachtet. 
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Für die FCG-Pensionisten ist klar: 
Wer ein Leben lang gearbeitet, Beiträge geleistet und Verantwortung getragen 
hat, muss sich auch im Alter auf soziale Sicherheit, Kaufkraft und eine faire Be-
handlung verlassen können. 

In diesem Sinne informieren wir Sie auch weiterhin sachlich, kritisch und mit klarem 
Blick auf die Interessen der älteren Generation. 

Mit herzlichen Grüßen 

 

Wilhelm Waldner 

Vorsitzender der FCG-Bundespensionisten im ÖGB 
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Doppelbudget 2027/2028:  
Auswirkungen auf Pensionistinnen und  
Pensionisten 

Die Bundesregierung aus ÖVP, SPÖ und NEOS hat die Eckpunkte des Doppelbudgets 
2027/2028 vorgestellt. Ziel ist die weitere Budgetkonsolidierung sowie die Reduktion 
des staatlichen Defizits auf unter drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) bis 
2028. Das gesamte Konsolidierungsvolumen beträgt rund 5,1 Milliarden Euro. 

Pensionsanpassung 2027 

Für das Jahr 2027 ist eine gestaffelte Pensionsanpassung vorgesehen: 

Pension Geplante Anpassung 

Ausgleichszulage +3,3 % 

Pensionen bis 6.930 € brutto +2,95 % 

Pensionen über 6.930 € brutto Fixbetrag von 204,44 € 

Der gesetzlich erwartete Anpassungsfaktor gemäß ASVG liegt nach derzeitigen Be-
rechnungen bei rund 3,3 %. Damit liegt die geplante Erhöhung für viele Pensionen 
leicht unter der erwarteten Inflationsanpassung. 

Die Bundesregierung argumentiert, dass kleinere Pensionen besonders geschützt und 
höhere Pensionen stärker zur Budgetsanierung beitragen sollen. 

Beispielhafte Auswirkungen 

Bruttopension Geplante Erhöhung 

1.300 € ca. +43 € 

2.000 € ca. +59 € 

3.000 € ca. +89 € 

5.000 € ca. +148 € 

6.000 € ca. +177 € 

7.000 € +204,44 € 
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Weitere Maßnahmen 

Erhöhung der Höchstbeitragsgrundlage 

Geplant ist außerdem eine Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage in der Sozialversi-
cherung. Dadurch steigen insbesondere: 

• Krankenversicherungsbeiträge, 

• Sozialversicherungsabgaben im Höchstbereich, 

• Belastungen bei höheren Pensionen. 

Die öffentlich genannten Mehreinnahmen liegen bei rund 120 bis 150 Millionen Euro 
jährlich.  

Zu berücksichtigen ist allerdings, dass höhere Sozialversicherungsabgaben gleichzei-
tig die steuerpflichtige Bemessungsgrundlage reduzieren. Dadurch sinken auch Teile 
der Lohn- bzw. Einkommensteuereinnahmen, wodurch der tatsächliche Nettoeffekt für 
das Budget niedriger ausfallen dürfte. 

Geplante Änderung beim Pensionssicherungsbeitrag 

Der bisher erhöhte Pensionssicherungsbeitrag für Sonder- und Funktionärspensionen 
soll künftig auch auf höhere Beamtenpensionen ausgeweitet werden. 

Die bisherige Grenze von 150 % der Höchstbeitragsgrundlage soll auf 100 % der 
Höchstbeitragsgrundlage abgesenkt werden. 

Die Regierung rechnet dabei mit zusätzlichen Einnahmen von rund 15 bis 50 Millionen 
Euro jährlich. 
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Gesamtauswirkungen 

Die Bundesregierung erwartet durch die Maßnahmen bei Pensionen und Sozialabga-

ben einen wesentlichen Beitrag zur Budgetkonsolidierung. 

Nach derzeitigen Schätzungen ergeben sich: 

• rund 550 Millionen Euro Einsparungen durch die gedämpfte Pensionsanpas-
sung 2027/2028, 

• zusätzliche Einnahmen aus höheren Beiträgen und Sicherungsmaßnahmen, 
• gleichzeitig aber geringere Steuerbemessungsgrundlagen und damit teilweise 

reduzierte Lohn- und Einkommensteuereinnahmen. 

Die tatsächliche fiskalische Nettowirkung dürfte daher unter den kommunizierten 

Bruttobeträgen liegen. 

Ausblick 

Die konkrete Ausgestaltung des Doppelbudgets sowie die endgültigen gesetzlichen 

Regelungen sollen im Laufe des Jahres 2026 beschlossen werden. 

Auch für 2028 wird derzeit eine Anpassung der Pensionen unterhalb der Inflations-

rate diskutiert. 
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Budgetsanierung:  
Pensionistinnen und Pensionisten leisten 
erneut wesentlichen Beitrag 

Mit dem Doppelbudget 2027/2028 setzt die Bundesregierung weitere Maßnahmen zur 
Konsolidierung des Haushalts um. Dabei wird deutlich: Erneut sollen in erster Linie die 
Pensionistinnen und Pensionisten einen spürbaren Beitrag zur Sanierung der Staats-
finanzen leisten. 

Gerade in Zeiten steigender Wohn-, Energie- und Pflegekosten blicken viele ältere 
Menschen mit großer Sorge in die Zukunft. Sie haben in den vergangenen Jahren 
bereits mehrfach substanzielle Beiträge geleistet. Was sie jetzt zu Recht einfordern, 
ist Planungssicherheit und der verlässliche Erhalt ihrer Kaufkraft – und keine erneute 
Belastung durch Kürzungen. 

Die vorgesehene Pensionsanpassung unterhalb der Inflationsrate führt unweigerlich 
zu einem schleichenden Kaufkraftverlust. Wir kritisieren diesen Ansatz:  

 
Während kleine Pensionen zwar weitgehend geschützt werden, trifft die gedämpfte 
Anpassung bei mittleren und höheren Pensionen jene, die ihr Leben lang hart gear-
beitet und in das System eingezahlt haben. Zusätzliche Belastungen durch höhere 
Sozialversicherungsabgaben und die Ausweitung des Pensionssicherungsbeitrags 
verschärfen diese Schieflage weiter. 
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Zwar ist es positiv zu bewerten, dass es keine generelle Nullrunde gibt und die Aus-
gleichszulagen berücksichtigt werden, doch das reicht nicht aus. Die zentrale Gerech-
tigkeitsfrage bleibt: Warum werden die Lasten der Budgetsanierung einseitig auf dem 
Rücken der älteren Generation abgeladen? 

Für die FCG-Pensionisten ist klar: 
Leistung muss anerkannt, soziale Sicherheit garantiert und die Würde älterer 
Menschen – gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten – unantastbar bleiben. 
Wir fordern eine faire Lastenverteilung, die niemanden zurücklässt. 

 

Wilhelm Waldner 
Vorsitzender der FCG-Bundespensionisten 
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Schweden zeigt vor, wie moderne  
Altersvorsorge funktionieren kann 

Die Bundesregierung plant derzeit eine umfangreiche Reform der betrieblichen Alters-
vorsorge. Ziel ist es, die sogenannte „zweite Säule“ des Pensionssystems effizienter, 
kostengünstiger und langfristig ertragreicher zu gestalten. 

Wichtig ist dabei ein zentraler Hinweis: 

Die Diskussion betrifft ausschließlich die „zweite Säule“ der Altersvorsorge – also die 
betriebliche Vorsorge beziehungsweise Abfertigungs- und Pensionskassenmodelle, 
die bereits heute nach dem Kapitaldeckungsverfahren organisiert sind. 

Es geht daher nicht um die staatliche gesetzliche Pension der ersten Säule, sondern 
um jene Teile des Systems, bei denen Beiträge am Kapitalmarkt veranlagt werden, um 
langfristig Vermögen für die spätere Pension aufzubauen. 

Viele der geplanten Maßnahmen gehen durchaus in die richtige Richtung: 

• beitragsfreie Konten sollen automatisch zusammengeführt werden, 
• Verwaltungskosten sollen sinken, 
• die Veranlagung soll stärker auf langfristige Renditen ausgerichtet werden. 

Trotzdem bleibt eine entscheidende Frage offen: 

Reicht es aus, einzelne Probleme innerhalb des bestehenden Systems zu reparieren 

– oder braucht Österreich eine grundlegend einfachere und effizientere Struktur? 

Das österreichische Problem:  
Zu viele Strukturen, zu viel Komplexität 

Das derzeitige System der betrieblichen Vorsorge ist stark zersplittert: 

• zahlreiche Vorsorgekassen, 
• unterschiedliche Veranlagungsmodelle, 
• komplexe Produktlandschaften, 
• hohe Verwaltungs- und Governancekosten. 

Obwohl die zweite Säule bereits kapitalgedeckt organisiert ist, entstehen durch diese 
Vielzahl an Strukturen erhebliche Ineffizienzen. Ein wesentlicher Teil der langfristigen 
Kapitalmarkterträge wird dadurch von Kosten, Parallelstrukturen und komplexen Ver-
waltungsprozessen reduziert. 

Die geplante Reform versucht zwar, diese Schwächen zu verbessern, bleibt aber wei-
terhin innerhalb derselben komplizierten Struktur. 
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Gerade für viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wird das System dadurch nicht 
einfacher. Gleichzeitig steigen die Anforderungen an die individuelle Finanzentschei-
dung. 

 
Schweden geht einen anderen Weg 

International gilt Schweden seit Jahren als Vorbild für moderne kapitalgedeckte Alters-
vorsorge. 

Besonders erfolgreich ist dort der staatliche Vorsorgefonds AP7 Såfa. 

Das Besondere am schwedischen Modell: 
Alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden automatisch in ein kostengünsti-
ges Standardmodell aufgenommen. Wer möchte, kann jederzeit aktiv aussteigen und 
andere Produkte wählen. 

Man spricht deshalb von einem „Default-System mit Opt-Out-Möglichkeit“. 

Dieses Prinzip verbindet: 

• Sicherheit durch einfache Standardlösungen, 

• niedrige Kosten, 

• langfristige Kapitalmarktteilnahme, 

• und gleichzeitig individuelle Wahlfreiheit. 

Warum das Modell funktioniert 

Viele Menschen beschäftigen sich verständlicherweise nicht täglich mit Veranla-

gungsfragen oder Pensionsprodukten. Genau darauf nimmt das schwedische Modell 

Rücksicht. 

Wer keine aktive Entscheidung trifft, bleibt automatisch im staatlichen Standardfonds. 
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Dieser Fonds investiert: 

• breit gestreut, 
• weltweit, 
• langfristig, 
• und mit einer hohen Aktienquote in jungen Jahren. 

Mit zunehmendem Alter wird das Risiko automatisch reduziert. Dadurch entsteht ein 

einfaches und nachvollziehbares Lebensphasenmodell. 

Niedrige Kosten – höhere Pensionen 

Ein großer Vorteil des schwedischen Systems sind die sehr niedrigen Verwaltungs-

kosten. 

Weil die Gelder zentral gebündelt werden: 

• entstehen große Skaleneffekte, 
• teure Parallelstrukturen entfallen, 
• Vertriebskosten bleiben gering. 

Dadurch bleibt mehr Ertrag direkt bei den Versicherten. 

Der entscheidende Unterschied: Erträge bleiben im System 

Besonders wichtig ist ein weiterer Punkt: 

Die erwirtschafteten Erträge werden nicht laufend entnommen, sondern langfristig re-

investiert. 

Dadurch entsteht ein starker Zinseszinseffekt: 

Erträge erwirtschaften neue Erträge – über Jahrzehnte hinweg. 

Gerade junge Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer profitieren massiv von diesem 

langfristigen Vermögensaufbau. 

Was Österreich daraus lernen könnte 

Auch Österreich sollte den Mut haben, über internationale Erfolgsmodelle nachzu-

denken. 

Ein „Österreich-Fonds“ nach dem Vorbild des schwedischen AP7 Såfa könnte: 

• die zweite Säule deutlich vereinfachen, 
• Verwaltungskosten senken, 
• langfristig höhere Nettoerträge ermöglichen, 
• und mehr Transparenz schaffen. 

Dabei würde kein völlig neues System geschaffen werden. Die zweite Säule arbeitet 

bereits heute mit Kapitalmarktveranlagung. Die entscheidende Frage ist daher nicht 

„ob“ kapitalgedeckt veranlagt wird, sondern wie effizient, kostengünstig und langfris-

tig orientiert dieses bestehende Kapitaldeckungssystem organisiert ist. 
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Die aktuelle Reform enthält wichtige Verbesserungen und ist ein Schritt in die richtige 

Richtung. Langfristig wird aber entscheidend sein, ob Österreich bereit ist, auch grö-

ßere Strukturreformen anzugehen. 

Denn erfolgreiche Altersvorsorge braucht vor allem: 

• einfache Strukturen, 
• niedrige Kosten, 
• langfristige Veranlagung, 
• und stabile Rahmenbedingungen für die Versicherten. 

Kapitaldeckung gibt es in Österreich bereits – die entscheidende Frage ist, wie 
effizient sie organisiert ist. 

 

Wilhelm Waldner 

Vorsitzender der FCG-Bundespensionisten 
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Pensionsvorsorge – Vorsorge-Studie 2026: 
Ein kritischer Blick 

Seit Beginn des Jahres 2026 erscheinen in österreichischen Printmedien vermehrt „re-

daktionelle“ Beiträge zur sogenannten Vorsorgestudie 2026. Diese wurden flächende-

ckend verbreitet – von großen Tageszeitungen bis hin zu Regionalmedien. 

Bei näherer Betrachtung wird deutlich: Alle diese Artikel basieren auf einem einzigen 

Dokument eines Versicherungsunternehmens. Sie sind nahezu wortgleich und folgen 

derselben Botschaft. Das Ziel ist klar: Die Leserschaft soll davon überzeugt werden, 

dass die staatliche Pension künftig nicht mehr ausreicht, Altersarmut droht und der 

Abschluss einer privaten Vorsorgeversicherung bei genau jenen Anbietern, die diese 

Studie in Auftrag gegeben haben, alternativlos sei. 

Wir von den FCG-Pensionisten wollten uns ein objektives Bild von der wissenschaftli-

chen Qualität dieser „Studie“ machen. Daher ersuchten wir sowohl das Meinungsfor-

schungsinstitut als auch den Auftraggeber um Details zu Methodik, Fragebogen, Stich-

probe und Auswertung. 

Das Ergebnis war ernüchternd: Die Herausgabe jeglicher Informationen wurde verwei-

gert. 



13 
 

Damit verliert diese Untersuchung jeglichen Anspruch auf wissenschaftliche Seriosität. 

Werden Daten und Methoden nicht offengelegt, handelt es sich nicht um eine Studie, 

sondern um eine reine PR-Maßnahme. Ohne Transparenz fehlt jede Grundlage für 

Vertrauen und Überprüfbarkeit. 

Risiken privater Vorsorge 

Private Vorsorgeversicherungen unterliegen seit jeher den Schwankungen der Finanz-

märkte. Selbst bei breit gestreuter Veranlagung fallen die tatsächlichen Erträge am 

Ende oft geringer aus als prognostiziert.  

 

Viele Menschen, die über Jahrzehnte in solche Modelle investiert haben, mussten bei 

Pensionsantritt feststellen, dass die Zusatzpension weit hinter den ursprünglichen Ver-

sprechungen zurückblieb – teilweise lagen die Auszahlungen sogar unter den einge-

zahlten Summen. 
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Beim Vertragsabschluss werden häufig hohe Zusatzpensionen in Aussicht gestellt. Die 
Ernüchterung folgt meist später, mit dem Hinweis auf die „Entwicklung der Finanz-
märkte“. Zudem wird selten transparent kommuniziert, wie stark die Inflation die Kauf-
kraft über einen Zeitraum von 20 oder 30 Jahren entwertet. Ein Betrag, der heute als 
solide Zusatzpension erscheint, wird in drei Jahrzehnten aufgrund des Kaufkraftver-
lustes nur noch einen Bruchteil dessen abdecken, was man sich heute davon kaufen 
kann. 

Die Gewinner dieser Modelle sind meist Banken und Versicherungen, die durch Ver-
waltungs- und Bearbeitungsgebühren profitieren, sowie der Staat durch die Besteue-
rung der Erträge. 

Alternativen und Empfehlungen 

Jede Form der privaten Pensionsvorsorge sollte daher gründlich geprüft werden. Eine 

unabhängige Beratung – abseits der Angebote einzelner Finanzdienstleister – ist dabei 

essenziell. 

Alternative Vorsorgemodelle können sinnvoll sein: 

• Selbst genutzter Wohnraum: Wer während der Erwerbsphase Kredite tilgt, 
wohnt im Idealfall bei Pensionsantritt mietfrei. Dies ist eine Form der „Zusatz-
pension“, die sich durch den Wegfall der Wohnkosten auszahlt. 

• Investitionen in Substanz: Maßnahmen wie die Installation einer Photovolta-
ikanlage können nach der Tilgung die laufenden Energiekosten im Alter signifi-
kant senken. 

Für die FCG-Pensionisten ist klar: 
Pensionsvorsorge erfordert eine sorgfältige Planung. Verträge sollten erst 
nach einer unabhängigen Beratung und einer kritischen Prüfung aller Faktoren 
abgeschlossen werden. 

 

Mag. Ing. Hermann Leustik 
Vorsitzender der FCG-Pensionisten Kärnten 

Präsidiumsmitglied der FCG-Bundespensionisten im ÖGB 
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